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Zusammenfassung

Wie jedes andere Land in der Welt bleibt auch Polen gegeniiber den Ereignissen im Nahen Osten nicht gleich-
giiltig. Eines der wichtigsten Probleme dieser Region ist und bleibt der israelisch-palastinensische Konflike,
von dessen Ausmaf$ und Schwere wir uns aktuell iiberzeugen kénnen. Diese Analyse ist der Versuch, das

Verhiltnis Polens zu diesem Konflikt darzustellen.

Die Geschichte des
israelisch-palistinensische Konfliktes

Es ist schwer, eindeutig festzulegen, wann der israelisch-
paldstinensische Konflikt begann. Erste Spannungen
zwischen dem jiidischen Volk in Paldstina und den dort
lebenden Arabern entwickelten sich schon Ende des 19.
Jahrhunderts. Sie verstirkten sich mit der zunehmen-
den jiidischen Emigration aus Europa.

Die zionistische Idee, deren Grundgedanke es war,
einen jiidischen Staat auf dem Gebiet des ottomani-
schen (spiter britischen) Paldstina aufzubauen, stief auf
immer stirkeren Widerstand der arabischen Einwoh-
ner der Region. Daraus entwickelten sich Spannungen,
die sich in einen offenen Konflikt verwandelten. 1929
kam es zu einem Pogrom an den Juden in Hebron, 1936
begann der arabische Aufstand, der sowohl gegen die
Juden gerichtet war als auch gegen die Briten im V§l-
kerbundsmandat fiir Palistina.

1947 beschloss die Generalversammlung der neu ent-
standenen Organisation der Vereinten Nationen (Uni-
ted Nations — UN) den UN-Teilungsplan fiir Paldstina
(Resolution 181), das in einen arabischen und einen jiidi-
schen Staat geteilt wurde. Die Juden akzeptierten diese
Losung, die Araber nicht.

Am 14. Mai 1948 rief David Ben-Gurion durch Ver-
lesung der Unabhingigkeitserklirung den Staat Israel
aus — einen jiidischen Staat in Palistina. Einen Tag spi-
ter drangen dgyptische, irakische, syrische, transjordani-
sche und libanesische Militireinheiten in das Gebiet des
neuen Staates ein. Uber den Angriff auf Israel hatte die
Arabische Liga entschieden. Die arabischen Einwohner
Palistinas nahmen ebenfalls an dem Konflikt teil, waren
jedoch nicht Subjekte der Auseinandersetzung; ihre Inte-
ressen wurden von den Nachbarstaaten vertreten.

Im Ergebnis des sog. ersten arabisch-israelischen
Krieges wurde das Territorium Israels auf ca. 77 Pro-
zent des UN-Teilungsplans fiir Paldstina vergrofSert. Jor-
danien besetzte das Westjordanland (zusammen mit
Ostjerusalem) und Agypten den Gazastreifen. Infolge
des Krieges flohen ca.750.000 Araber aus den Gebieten,
auf denen Israel entstanden war, bzw. wurden vertrieben.

Ein weiterer Konflikt, der die Landkarte der Region
umgestaltete, begann am 5. Juni 1967 mit einem Pri-
ventivschlag der israelischen Armee auf Agypten, Jor-
danien und Syrien. Die Folge dieses sog. Sechstage-
krieges war die Kontrolle der syrischen Golanhéhen,
des jordanischen Westjordanlandes und Ostjerusalems
sowie der dgyptischen Sinai-Halbinsel und des Gaza-
streifens durch Israel.

Diese Ereignisse waren eine wichtige Etappe auf dem
Weg zu einer paldstinensischen Identitit, wenngleich das
arabische Volk Palistinas bereits frither begonnen hatte,
sich gegeniiber den Einwohnern der benachbarten ara-
bischen Staaten abzugrenzen.

Seit Ende der 1940er Jahre war es zu Angriffen palis-
tinensischer Fedajin auf dem Gebiet Israels gekommen;
1964 entstand inspiriert von den Staaten der Arabischen
Liga die Paldstinensische Befreiungsorganisation (PLO),
die zunichst in der arabischen Welt und spiter global
die Reprisentantin der arabischen Einwohner Palisti-
nas wurde.

Meiner Meinung nach beschleunigte aber erst die
Einnahme des gesamten ehemaligen Mandatsgebietes
Paldstina durch Israel die Bildung der palistinensischen
Nation. Ausdruck dieses Prozesses war eine sich verin-
dernde Einstellung gegeniiber der PLO. Ein immer gré-
Rerer Teil der internationalen Gemeinschaft entschied
sich, eine geeignete Form der palistinensischen Unab-
hingigkeit anzuerkennen. Ein symbolisches Ereignis,
das den internationalen Status der PLO bestitigte, war
der Besuch des PLO-Chefs Jassir Arafat im Sitz der
UN-Generalversammlung im Jahr 1973. Seine Rede
trug dazu bei, dass die Vereinten Nationen den Palisti-
nensern das Recht auf Selbstbestimmung zuerkannten.

Ein deutlicher Beweis fiir die Eigenstdndigkeit der
palistinensischen Nation war der Beginn der ersten
Intifada: 1987 begann ein Aufstand gegen die israeli-
sche Besatzung. Im Gegensatz zu den vorangegangenen
Jahren, als vor allem emigrierte Paldstinenser Aktionen
zur nationalen Befreiung durchgefiihre hatten, waren
die Ereignisse Ende der 1980er Jahre von den in den
besetzten Gebieten lebenden Palistinensern initiiert. An
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dem Aufstand nahmen alle Schichten der palistinensi-
schen Gesellschaft teil, und er schloss, meiner Einschit-
zung nach, den Prozess der Entstehung einer modernen
palistinensischen Nation ab.

Dies wurde auch durch die palistinensische Unab-
hingigkeitserklirung unterstrichen. 1988 entschied
sich die PLO zur symbolischen Griindung des »Staa-
tes Palistina«, was nach dem formalen Verzicht Jorda-
niens auf die Rechte am Westjordanland und Ostjeru-
salems geschah. Die anderen Staaten mussten sich zu
dieser Entscheidung verhalten. Die Linder des Ost-
blocks, darunter Polen, erkannten die Unabhingigkeit
Paldstinas an; dhnlich reagierte die Mehrheit der sog.
Entwicklungslinder.

Paradoxerweise bewirkte der Ausbruch der Inti-
fada, dass sich die Haltung zur Paldstina-Problematik
auch bei der israelischen Regierung verinderte. Es kam
zu Gesprichen zwischen den beiden entzweiten Seiten,
wobei die Verhandlungen auch durch die internationale
Lage beeinflusst wurden. Der Zerfall des Ostblocks und
der Zusammenbruch der UdSSR hatten zur Folge, dass
die Paldstinenser ihre wichtigsten Verbiindeten verloren.
Es war ein guter Zeitpunke fiir den Beginn der Gespri-
che zwischen den Konflikeparteien. Ihr Ergebnis waren
die Abkommen von Oslo 1993 in deren Folge es zur Ent-
stehung der Palistinensischen Autonomiebehdrde kam.
Beschlossen wurde auflerdem, dass nach Losung aller
Streitfragen ein palistinensischer Staat entstehen solle.

Aus verschiedenen Griinden kam es jedoch nicht
zur Ausbildung palistinensischer staatlicher Struktu-
ren. Die erfolglosen Gespriche in Camp David im Jahr
2000, terroristische Anschlige sowie der Ausbruch einer
weiteren paldstinensischen Intifada machten dem Vor-
haben einen Strich durch die Rechnung.

Seitdem wurden trotz — meist vorgetiduschter —
Gesprichsversuche die dringenden Fragen nicht gelést.
Die israelischen Regierungen bauen weiterhin die
judischen Siedlungen aus und managen den Konflikt
geschicke, indem sie die Welt zu iiberzeugen versuchen,
dass es sich um ein inneres Problem Israels handele.

Auch die internen Probleme der Palistinensischen
Autonomiebehérde bringen die Paldstinenser der Erlan-
gung der faktischen Unabhingigkeit nicht niher. Die ein-
zigen Parlamentswahlen in Paldstina (2006) gewann die
extremistische Hamas, die nicht die Absicht hat, Israel
anzuerkennen, und die die mit Israel geschlossenen
Abkommen nicht respektiert. Unter den Paldstinensern
selbst fand ein Machtkampf statt. Die Fatah beherrschte
das Westjordanland und die Hamas begann, unum-
schrinkt im Gazastreifen zu herrschen. Trotz wiederhol-
ter Mediationen waren die beiden Seiten nicht imstande,
eine Regierung der nationalen Einheit ins Leben zu rufen.

Die Situation der Palistinenser verschlechtert sich
kontinuierlich. Die rechte Regierung von Ministerprisi-

dent Benjamin Netanjahu beschrinkte forewihrend die
Rechte der palistinensischen Bevélkerung im Westjor-
danland. Mehrmals unternahm die israelische Armee im
Gazastreifen Racheakte und reagierte damit auf palis-
tinensischen Raketenbeschuss.

Zwar waren die Palistinenser auf internationaler
Biihne erfolgreich (z. B. erhielten sie 2013 den Status
eines Beobachterstaates bei den Vereinten Nationen),
aber die Realisierung der paldstinensischen Forderungen
wurden durch den Konflikt der beiden stirksten palds-
tinensischen Fraktionen Hamas und Fatah, Korrup-
tion und den religiésen Extremismus der Hamas sowie
durch die fehlende gesellschaftliche Legitimierung der
von der Welt anerkannten Fatah-Regierung erschwert.

Der bisher letzte tragische Akt des Dramas findet
wihrend des Verfassens dieses Textes statt. Der terro-
ristische Uberfall der Hamas am 7. Oktober 2023, die
Rache Israels in Form von Bombenangtiffen auf palisti-
nensische Siedlungen im Gazastreifen sowie die Invasion
von Soldaten der Israelischen Verteidigungsstreitkrifte
torpedieren grundsitzlich die Hoffnung auf Frieden
zwischen den beiden Seiten.

Die Haltung Polens

Polen war einer der Staaten, die ohne zu zdgern die UN-
Resolution zum Teilungsplan fiir Paldstina unterstiitz-
ten. Fiir diese Entscheidung gab es mehrere Griinde.
Erstens unterstrich die Regierung in Warschau, dass die
jahrhundertealten Beziehungen zwischen Polen und der
judischen Bevélkerung sie dazu pridestinierten, die Idee
eines jiidischen Staates zu befiirworten.

Zweitens unterstiitzte die Mehrheit der polnischen
Bevélkerung dieses Projekt, da ein jiidischer Staat — nach
den Erfahrungen des Holocaust — der Ausdruck histo-
rischer Gerechtigkeit zu sein schien.

Drittens warb die Sowjetunion stark fiir dessen Ent-
stehung, denn sie zihlte darauf, dass in dem neuen Staat
die ihr wohlgesonnenen Kommunisten die Macht iiber-
nehmen wiirden.

Die kommunistische Regierung, die gleich nach dem
Zweiten Weltkrieg in Polen eingesetzt wurde, unter-
stiitzte die T4tigkeit zionistischer Gruppierungen nicht
nur, indem sie Biirgern jiidischer Nationalitit die Emi-
gration nach Palistina erlaubte, sondern auch indem
sie militdrische Schulungen fiir kiinftige Emigranten
genehmigte (so im niederschlesischen Bolkéw, wo bis
Oktober 1948 2.500 Personen auf den Kampf vorbe-
reitet wurden).

Bereits drei Tage nach Verkiindung der Unabhin-
gigkeitserklirung durch den spiteren israelischen Minis-
terprasidenten David Ben-Gurion erkannte Polen den
neu entstandenen Staat an. Zwar unterstiitzte Warschau
nicht direkt den Kampf der Israelis mit den arabischen
Staaten, aber dhnlich wie die Sowjetunion sprach es sich
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fiir die Seite Israels aus. In dieser Zeit interessierte Polen
das Schicksal der arabischen Einwohner Palistinas iiber-
haupt nicht. Kurz daraufkiihleen sich die polnisch-israe-
lischen Beziehungen ab, jedoch entschied sich Warschau
nicht, die diplomatischen Bezichungen abzubrechen.

Die Situation verinderte sich 1967. Ubereinstim-
mend mit den Richtlinien aus Moskau stellte Warschau
fest, dass Tel Aviv der Aggressor war und Agypten, Jor-
danien und Syrien angegriffen hat. Der spektakulire
Sieg Israels im Sechstagekrieg war fiir Polen ein Vor-
wand fiir die sog. antizionistische Kampagne, die zur
Emigration von ca. 12.000 polnischer Juden und Perso-
nen jidischer Herkunft fithrte. Die polnischen kommu-
nistischen Machthaber warfen ihnen eine zionistische
Einstellung und die Unterstiitzung Israels vor.

Auch seine Politik gegeniiber dem jiidischen Staat hat
Polen ab 1967 gedndert. Es hat nicht nur die diplomati-
schen Bezichungen abgebrochen, sondern sich auch im
Nahost-Konflikt eindeutig fiir die Seite der arabischen
Linder ausgesprochen. Von nun an wird sich Warschau
konsequent gegen Israel positionieren. Die polnische
Diplomatie unterstiitzte die Haltung der internationa-
len Gemeinschaft wie sie in der Resolution 242 des UN-
Sicherheitsrates vom November 1967 zum Ausdruck
gebracht wurde, in der von der Notwendigkeit gespro-
chen wird, dass sich Israel aus den im Sechstagekrieg
eingenommenen Gebieten zuriickzieht.

Seitdem stimmten die polnischen Vertreter im
Forum der Vereinten Nationen gemif§ den Anweisun-
gen aus Moskau und unterstiitzten die arabischen Lin-
der. Deutlichstes Beispiel dieser Politik ist die Unterstiit-
zung fiir die Resolution 3379 der UN-Vollversammlung
im Jahr 1975, die Zionismus als eine Form von Rassis-
mus bestimmte. In dieser Zeit fing Warschau an, die
Paldstinenser als Subjekt anzuerkennen. Die vorange-
gangenen diplomatischen Schritte hatten sich allgemein
auf die arabischen Staaten bezogen, die zwar die palis-
tinensische Sache unterstiitzen wollten, aber die Palis-
tinenser dabei eher als Objekt behandelten.

Ahnlich hatte sich die polnische Diplomatie verhal-
ten. Erst in den 1970er Jahren wuchs die Bedeutung
der PLO, die allmihlich zum Reprisentanten der palis-
tinensischen Bevolkerung auf internationaler Bithne
wurde. Auch der polnische Staat begann, diese Orga-
nisation aktiv zu unterstiitzen. In der zweiten Hilfte
der 1970er Jahre kam die erste paldstinensische Ver-
tretung nach Warschau, 1982 wurde sie zur Botschaft
der PLO erhoben, und nachdem Polen die Unabhin-
gigkeitserklirung des palistinensischen Staates im Jahr
1988 anerkannt hatte, wurde sie von Vertretung in Bot-
schaft Palistinas umbenannt.

Den offiziellen diplomatischen Beziehungen ging
die Aufnahme von Handelsbeziehungen voraus. Bereits
1969 und 1970 wurden zwei Vertrige iiber Waffenliefe-

rungen an die PLO unterzeichnet. 1984 wurden weitere
Abkommen geschlossen, dieses Mal betrafen sie die wirt-
schaftliche und technische Zusammenarbeit.

Ein Streitpunkt bleibt nach wie vor die internatio-
nale Anerkennung der Staatlichkeit Paldstinas. Zwar hat
Polen den Akt der Proklamation eines paldstinensischen
Staates durch den Palistinensischen Nationalrat aner-
kannt, aber in der offiziellen Erklirung des Sprechers des
polnischen AufSenministeriums »wurde die Bereitschaft
ausgedriicke, die Zusammenarbeit mit den paldstinen-
sischen staatlichen Behérden ab dem Zeitpunkt ihrer
Griindung aufzunehmen«. Das heifit, dass formal gleich-
wertige Beziehungen von dem Zeitpunkt an gekniipft
werden sollen, wenn Palistina alle objektiven Kriterien
der Existenz eines Staates erfiillt. Diese Interpretation
wird auch eindeutig von einer Aussage des polnischen
Auflenministeriums im Jahr 2011 gestiitzt, aus der her-
vorgeht, dass Polen Palistina nicht als Staat anerkannt
hat. Bestitigt wird sie auflerdem durch die Abstimmung
der UN-Vollversammlung iiber die Anhebung des Status
Paldstinas in den Rang eines Beobachterstaates: Polen
enthielt sich bei der Abstimmung.

Das dndert jedoch nichts an der eindeutigen Unter-
stiitzung dafiir, dass die Paldstinenser als Subjekt aner-
kannt wurden, was {iberdeutlich bei der Abstimmung
der Resolution der UN-Vollversammlung im Dezem-
ber 1988 zutage trat. Die Resolution war eine kollektive
Anerkennung des palistinensischen Staates.

Seit 1967 unterstiitzte Polen konsequent die palisti-
nensischen Forderungen, allerdings ist darauf hinzuwei-
sen, dass dies keine Angelegenheit von primirer Bedeu-
tung fiir die polnische Diplomatie war. Das Vorgehen
der polnischen Regierung ergab sich vielmehr aus der
Haltung Moskaus, weniger aus dem tatsichlichen Inte-
resse der Volksrepublik Polen.

Das Verhiltnis Polens zu den Konfliktparteien
inderte sich im Jahr 1989. Die Systemtransformation
in Polen zog auch einen Wiederaufbau der Beziehungen
zu Israel nach sich. Das demokratische Polen bemiihte
sich, die beiderseitigen Beziehungen wieder aufzubauen
und zu vertiefen. 1990 kam es zur Aufnahme diploma-
tischer Beziechungen, die sich im folgenden Jahrzehnt
dynamisch entwickelten. Israel wurde zum wichtigsten
Partner der Republik Polen im Nahen Osten. Neben
objektiven Faktoren, die die Zusammenarbeit intensi-
vierten, waren auch emotional-historische Griinde von
Bedeutung.

Beide Staaten arbeiteten rege im Bereich der Sicher-
heit und des Militirs sowie der Bildung zusammen;
wirtschaftliche Kooperationen wurden enger. Fiir Israel
wurde der Kontakt zu Polen auflerdem aufgrund des
Beitritts Polens zur Europiischen Union attraktiv. Die
Regierung in Tel Aviv hatte die Hoffnung, dass Polen
ein Fiirsprecher fiir die Interessen des jiidischen Staa-
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tes in der EU wird. Dies schienen die Verlautbarungen
fithrender polnischer Politiker zu bestitigen.

Im April 2008 zeigte sich Ministerprisident Donald
Tusk tiberzeugt, dass »Israel in der Europiischen Union
keinen zuverldssigeren Fiirsprecher fiir seine Sicherheit
[...] als Polen finden wird«. Zur selben Zeit sagte der
damalige Staatsprisident Lech Kaczyriski, Polen »ist
eine starke Stimme in der Europiischen Union und
in der ganzen westlichen Welt, die die Notwendigkeit,
den Friedensprozess fortzusetzen, unterstreicht, aber
ebenso stark das Recht des Staates Israel und der jiidi-
schen Nation auf ein Leben in sicheren Grenzen ver-
teidigt«. Er fiigte hinzu: »Es ist unzulissig, das Recht
Israels auf die eigene Staatlichkeit in Frage zu stellen,
und insbesondere inakzeptabel sind Erklirungen, Israel
auszuléschenc.

Die Bedeutung der bilateralen Beziehungen unter-
strichen auch die gemeinsamen Sitzungen der Regie-
rungen beider Linder 2011, 2013 und 2016. Allerdings
stellte sich heraus, dass Polen die Erwartungen Israels
nicht erfiillte und nicht sein vorbehaltloser Fiirsprecher
im Forum der Europiischen Union wurde. Trotzdem
ergaben sich auch Situationen, in denen die Haltung
Polens als proisraelisch wahrgenommen wurde. Im Juli
2017 kritisierte Ministerprisident Benjamin Netanjahu
gemeinsam mit den Lindern der Visegrdd-Gruppe —
Polen, Slowakei, Tschechien und Ungarn — die Israel-
Politik der EU.

Seit dem Beitritt Polens zur EU im Jahr 2004 kann
man beginnen, von der Europiisierung der polnischen
Auflenpolitik zu sprechen, die insbesondere ab der Regie-
rungsiibernahme durch die Biirgerplattform (Platforma
Obywatelska— PO) im Jahr 2007 sichtbar wurde. Polen
gab seine proamerikanische Haltung zugunsten enge-
rer Beziehungen zu den EU-Staaten auf. Dies zeigte
sich auch im Verhalten zu Israel. Polens Standpunkt
niherte sich zunehmend dem der groflen EU-Staaten
wie Deutschland und Frankreich an. Ausdruck dessen
waren die gemeinsame europiische Position zum israeli-
schen Grenzzaun sowie die Bemiihungen der polnischen
Diplomatie, dass die EU-Staaten ein gemeinsames Vor-
gehen hinsichtlich der Anhebung des Status von Palis-
tina in den Vereinten Nationen vereinbarten.

Der Prozess der Europiisierung der polnischen Akti-
vititen auf internationaler Bithne wurde von der Folgere-
gierung aufgegeben. Die Partei Recht und Gerechtigkeit
(Prawo i Sprawiedliwo$¢ — PiS) legte grofles Misstrauen
gegeniiber der Politik der Europdischen Union an den
Tag. Zudem kam es zu gewichtigen organisatorischen
und personellen Verinderungen im AufSenministerium
sowie im polnischen diplomatischen Dienst.

“The centralisation of political power and the nar-
rowing of the Polish foreign policy agenda under the
PiS government also impacted on Poland’s role in EU

foreign policy cooperation toward the Israeli-Palesti-
nian conflict. Foreign policy on the Israeli-Palestinian
conflict was less informed and shaped by the profes-
sional foreign policy apparatus in the foreign ministry
that is closely linked with the CFSP-system in Brussels,
but was increasingly centralised in the hands of a PiS
leadership with limited foreign policy ambition, diplo-
matic experience and expertise”, stellen Joanna Dyduch
und Patrick Miiller fest.

In der Regierungszeit der PiS wurde die Auenpo-
litik Polens stirker mit der Politik der USA verkniipft.
Ein anschauliches Beispiel dafiir ist die auf Bitten der
USA von Warschau organisierte Nahost-Konferenz im
Februar 2019. Bei dem Treffen wurde die paldstinensi-
sche Frage marginal behandelt. Ahnlich lisst sich die
Erklirung des polnischen AufSenministers verstehen, der
das Nahost-Friedensprojekt des US-amerikanischen Pri-
sidenten Donald Trump als »wertvollen Beitrag zu einer
intensivierten Diskussion« bezeichnete.

Warschau versuchte in dieser Zeit auch, die Kon-
takte zu den Staaten der Visegrdd-Gruppe zu vertie-
fen. Im Gegensatz zur Politik der EU, die sich in den
Beziehungen zu Israel immer bemiihte, die Bedeutung
des Friedensprozesses hervorzuheben, zog die Visegrdd-
Gruppe dies nicht in Betracht. In der Praxis bedeutete
das die Moglichkeit, die wirtschaftlichen und techno-
logischen Beziechungen zu entwickeln, ohne die Not-
wendigkeit, die Zusammenarbeit mit Israel mit dessen
Vorgehen gegen die Palistinenser zu verbinden. Wie
Joanna Dyduch und Patrick Miiller schreiben: “for the
most part Poland has not used the Visegrad group as
a framework to openly challenge the EU on the Israeli-
Palestinian conflict. Rather, it was seen as a framework
to pragmatically promote Polish interests without seek-
ing to openly compete with the EU”.

Die neue polnische Regierung, die seit Dezember
2023 im Amt ist, wird mit Sicherheit eine andere Hal-
tung gegeniiber der Europiischen Union einnehmen.
Anzunehmen istauch, dass ihre Position gegeniiber dem
israelisch-palistinensischen Konflikt stiarker mit der
Politik der wichtigsten EU-Staaten verkniipft sein wird.

Die Einstellung des polnischen Staates zur
Zweistaatenlosung

Polen unterstiitzt eindeutig die Zweistaatenlgsung im
israelisch-palidstinensischen Konflikt. Entsprechende
Erklirungen wurden wiederholt von polnischen Poli-
tikern kundgetan. Gleich nach der Abstimmung iiber
die Anhebung des Status Paldstinas’ in der UN (2012)
unterstrich der Botschafter Jézef Osas, Ministerbera-
ter fiir Israel und Paldstina in der Abteilung fiir Afrika
und den Nahen Osten, dass Warschau »unverindert die
paldstinensische Staatlichkeit im Rahmen einer two state
solution als Endergebnis eines Verhandlungsprozesses
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mit der israelischen Seite unterstiitzt«. Es war gerade die
Notwendigkeit, diese Vereinbarung durch Gespriche
mit den betreffenden Seiten auszuhandeln, der Grund
dafiir, dass sich der polnische Vertreter bei der UN bei
der Abstimmung enthielt.

Die Vision einer solchen Konfliktldsung wurde bei
verschiedenen Gelegenheiten konsequent hervorgehoben,
so auch von allen Prisidenten: Alexander Kwasniewski,
Lech Kaczyriski, Bronistaw Komorowski und Andrzej
Duda, die bei UN-Konferenzen (z. B. Komorowski im
September 2011) sowie auch bei Besuchen in Israel und
Paldstina (z. B. Duda im Januar 2017) entsprechende
Erklirungen abgaben.

Im Juni 2019 bekriftigte Auflenminister Jacek
Czaputowicz wihrend des Besuchs von Riyad al Maliki,
Auflenminister der palistinensischen Autonomiegebiete,
in Polen, dass »Polen — ihnlich wie die anderen EU-Lin-
der —sich fiir die Losung des israelisch-palistinensischen
Konfliktes nach dem Zweistaatenmodell ausspricht, des-
sen Ergebnis die Entstehung eines souverdnen Palistina
wire, das friedlich mit Israel koexistierte.

In diesem Zusammenhang erscheint die polnische
Erklirung nach Bekanntgabe des Vorschlags von US-
Prisident Donald Trump etwas uneindeutig. Dessen
»deal of the century, der klar als proisraelisch aufge-
fasst wurde, wurde von der polnischen Diplomatie »mit
Freude« aufgenommen.

Diese Haltung stellte die Neutralitit Polens und die
bisherige eindeutige Unterstiitzung der Idee der Zwei-
staatenldsung gewissermaflen in Frage. Allerdings kann
die Reaktion Polens auch aus der proamerikanischen
Politik Warschaus und aus der Uberzeugung erfolgt
sein, dass man simtliche amerikanischen Projekte unter-
stiitzen miisse.

Sehr deutlich war die Position Polens im Februar
2020, als Israel die Annexion eines Teils des Westjordan-
lands plante. Gemeinsam mit Frankreich, Deutschland,
Belgien und Estland verabschiedete Polen eine Stellung-
nahme, in der die Bereitschaft erklirt wurde, Mafinah-
men zu unterstiitzen, deren Ziel die Wiederaufnahme
von Verhandlungen iiber eine »gerechte und nachhal-
tige Losung des israelisch-palistinensischen Konfliktes«
sei, die auf der Zweistaatenlosung basiere und sich ein-
deutig gegen eine potentielle Annexion eines Teils des
Westjordanlands richte.

Das polnische Auflenministerium erklirte auch, dass
»alle Verinderungen der Grenzen von vor 1967 aus-
schlieSlich im Ergebnis einer Vereinbarung zwischen
den Konfliktparteien vorgenommen werden diirfen.

Nach dem Angriff der Hamas auf Israel am 7. Okto-
ber 2023 und im Zuge der israelischen Militiroperation
im Gazastreifen sprachen sich die polnischen Entschei-
dungstriger erneut eindeutig fiir die Zweistaatenlésung
aus. Im Dezember 2023 sagte Prisident Duda wih-

rend der UN-Klimakonferenz in Dubai: »Wir sind seit
vielen Jahren Befiirworter der Zweistaatenlésung. Wir
sprechen dariiber in allen Foren, vor allem vor den Ver-
einten Nationen.« Im Februar 2024 gab Auflenminister
Radostaw Sikorski eine dhnliche Erklirung ab: »Polen
spricht sich fiir die Zweistaatenldsung im Nahen Osten
aus, d. h. fiir die Existenz Israels und eines palidstinen-
sischen Staates.«

Unterstiitzung fiir die paldstinensische Staatlichkeit
brachte Polen auch auf internationaler Bithne zum Aus-
druck. Im November 2023 gehérte es zu den Staaten,
welche die Resolution der UN-Vollversammlung unter-
stiitzten, in der das »Recht der Palistinenser auf Selbst-
bestimmung« betont und zu einer »raschen Bildung des
Staates Palistina« aufgerufen wurde.

In dieser Angelegenheit stimmte die Position der
polnischen Regierung vollkommen mit den Forderun-
gen der Europiischen Union {iberein.

Jerusalem

Polen steht auch auf dem Standpunkt, dass ein unab-
hingiges Paldstina seine eigene Hauptstadt in Ostjeru-
salem haben sollte. Im Gegensatz allerdings zur eindeu-
tigen Stellungnahme fiir die Zweistaatenlésung finden
sich keine Auferungen polnischen Politiker oder Diplo-
maten, die eine solche Losung direkt ansprechen. Den-
noch lisst sich diese Position aus zwei Griinden erschlie-
Ben. Erstens beinhaltet die Feststellung, dass Palistina
auf den von Israel 1967 besetzten Gebieten entstehen
soll, selbstverstindlich die Notwendigkeit, die israeli-
sche Armee aus dem 6stlichen Teil Jerusalems abzuzie-
hen. Auflerdem hat keine polnische Regierung beschlos-
sen (und noch nicht einmal in Erwigung gezogen), die
polnische Botschaft nach Jerusalem zu verlegen. Ein sol-
cher Umzug wird auf internationaler Bithne allgemein
als Beweis aufgefasst, dass Israel das Recht zuerkannt
wird, die gesamte Stadt Jerusalem in Besitz zu nehmen.

Hinzuzufiigen wire hier, dass sich Polen auf der
UN-Vollversammlung im Dezember 2017 jedoch nicht
dazu entschlossen hat, die Resolution zu unterstiitzen,
die die USA fiir die Verlegung ihrer Botschaft nach
Jerusalem kritisiert. Vielmehr hat sich Warschau seiner
Stimme enthalten.

Genau dasselbe fand auch bei der Erklirung statt, die
der Aulenministerrat der Europiischen Union im Mai
2018 verabschieden sollte. Sie umfasste drei Punkte: ers-
tens die Anerkennung Jerusalems als Hauptstadt zweier
Staaten. Der zweite Punke besagte, dass der endgiiltige
Status von Jerusalem ausschliefflich auf dem Verhand-
lungsweg zwischen den beiden Seiten festgelegt werden
soll, und der dritte, dass die EU-Mitgliedsstaaten nicht
den USA nachfolgen, d. h. nicht ihre Botschaften nach
Jerusalem verlegen sollen. Gegen die gemeinsame Erkl3-
rung legten Tschechien, Ruminien und Ungarn ein
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Veto ein. Polen bezog keinen Standpunkt. Es ist aller-
dings anzunehmen, dass es die Annahme des Beschlus-
ses nicht blockiert hitte.

Jiidische Siedlungen

Die polnische Diplomatie spricht sich konsequent gegen
die jiidische Besiedlung der von Israel im Jahr 1967
besetzten Gebiete aus. Diese Position duflerte sich v. a.
bei der Abstimmung iiber die Resolutionen der UN-
Vollversammlung, die die Einstellung des Ausbaus der
judischen Siedlungen forderten. Auch polnische Politi-
ker duflerten ihre Missbilligung. Im Februar 2011 sagte
Auflenminister Sikorski im Interview mit der israeli-
schen Zeitung Haaretz: »Die Grenze der Freundschaft
ist das internationale Recht. Wir glauben, dass die [jidi-
sche, M.Sz.] Besiedlung [des Westjordanlands, M.Sz.]
schlecht fiir Israel, schlecht fiir Palistina und schlecht
fiir den Frieden ist.« Das gleiche wiederholte er wih-
rend des Treffens mit dem Auflenminister von Palis-
tina, al-Maliki, im November 2013.

Die Sicherheit Israels
Die polnische Diplomatie hebt auch die Sicherheit Israels
hervor. 2011 sagte Ministerprisident Donald Tusk vor
den Vereinten Nationen mit Blick auf die Frage der
Staatlichkeit Palistinas: »Polen wird sehr entschieden
den Standpunkt verteidigen, dass Verinderungen in
der Region nicht die Sicherheit Israels verletzen diirfenc.
Tusks Worte zeigen die deutlich proisraelische Hal-
tung der polnischen Regierung. Obwohl nach dem Bei-
tritt Polens zur Europdischen Union eine Europiisie-
rung der polnischen Auflenpolitik eintrat, ist Polen in
Nahost-Fragen auf der Seite der Staaten mit proisraeli-
scher Option einzuordnen. Warschau positionierte sich
in seiner Haltung zu dieser Region eher als Verbiindeter
der Vereinigten Staaten, denn als Anhinger der Nah-
ostpolitik der Europidischen Union. Zu unterstreichen
ist allerdings, dass das keine allzu grofSe Bedeutung
hatte. Erstens, weil sowohl die USA als auch die EU in
der Priorititensetzung iibereinstimmten und zweitens,
weil die EU in der Region nicht als politische Macht
wahrgenommen wird, sondern vielmehr als wichtigster
Geldgeber, der die Paldstinenser unterstiitzt. Sie wirke
auf die Konfliktseiten allein mit weichen Methoden ein.
Polen wurde, trotz der Erwartungen israelischer Ent-
scheidungstriger, nach seinem EU-Beitritt nicht der
Fiirsprecher Israels im Forum der Europiischen Union.
Nichtsdestotrotz lisst sich die Haltung Warschaus zum
Konflikt Israels mit den Palistinensern weiterhin als
proisraelisch bezeichnen. Das bestitigt auch eine Erkla-
rung des Prisidenten Lech Kaczynski 2006, der sagte:
»Polen ist ein Freund Israels und Israel kann immer auf
Polen zihlen.« Zwei Jahre spiter tat er eine dhnliche
Aussage kund: »Polen ist eine starke Stimme, die das

Recht des Staates Israel und der jiidischen Nation auf
Leben in sicheren Grenzen verteidigt«, um hinzuzufii-
gen, dass Polen »einer der engsten Verbiindeten Israels
ist und bleiben wird«.

Das hat sich auch aktuell nicht geindert. Auch wenn
infolge verschiedener Spannungen zwischen Warschau
und Tel Aviv, die in der letzten Zeit auftraten, War-
schau nicht als entschieden proisraelisch bezeichnet wer-
den kann, so wurde es doch auch nicht propalistinen-
sisch. Polen hat sich nicht entschlossen, sich kritisch
iiber die neuesten MafSnahmen Israels im Gazastrei-
fen zu duflern; mit Blick auf den Prozess gegen Israel
vor dem Internationalen Gerichtshof zum angeblichen
Volkermord an den Palidstinensern sagte Auflenminis-
ter Radostaw Sikorski am 30. Januar 2024, dass »sich
die Reaktion Israels auf den erschreckenden Terrorakt
des erlittenen Angriffs, meiner Bewertung nach, nicht
als Volkermord einordnen lisst.«

Kriegshandlungen

Die polnischen Regierungen unterstiitzten immer fried-
liche Lésungen im israelisch-plistinensischen Konflikt.
Appelle polnischer Politiker traten v. a. in Situationen
auf, wenn sich der Konflikt verschirfte. Im Jahr 2002
sagte Prisident Kwasniewski, »Israel muss verstehen,
dass es Zeit ist, sich aus den besetzten Gebieten zuriick-
zuziehen. Die Palistinenser sollten die terroristischen
Anschlige einstellen.«

Ahnliche Auflerungen traten auch danach auf. 2008
verdffentlichte das polnische Auflenministerium aus
Anlass der israelischen Operation »Gegossenes Blei«
eine Sondererklirung, in der es seine Besorgnis iiber die
Situation im Gazastreifen zum Ausdruck brachte. »Wir
verurteilen den Raketenbeschuss der Hamas auf das
Gebiet Israels. Gleichzeitig finden wir keine Rechtferti-
gung fiir das Ausmafd der militirischen Operation, die
als Antwort von israelischer Seite unternommen wurde.«
Das polnische Auflenministerium rief die Konflikesei-
ten dazu auf, zu Friedensgesprichen zuriickzukehren.

Auch im Mai 2021 zeigte sich Polens Vizeminister
Szymon Szynkowski vel S¢k wihrend einer Videokon-
ferenz der EU-Auflenminister besorgt iiber die massive
Gewalteskalation im israelisch-paldstinensischen Kon-
flike. Er unterstrich zwar, dass Israel das Recht auf Selbst-
verteidigung habe, fiigte aber hinzu, dass seine Militir-
operationen im Gazastreifen angemessen sein und den
humanitiren Prinzipien entsprechen muiissten.

Auch der Angriff der Hamas im Oktober 2023 stiefS
auf die deutliche Verurteilung der polnischen Regierung,.
Im Messangerdienst X schrieb Prisident Andrzej Duda:
»Ich bin schockiert iiber die heutigen brutalen Angriffe
der Hamas auf Israel. Die Raketenangriffe und die Gei-
selnahme von Zivilisten rufen unseren tiefsten Einspruch
hervor. Polen verurteilt entschieden jegliche Gewaltakte.«
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Interessanterweise kommentierten die Vertreter
Polens die spiteren Mafinahmen Israels im Gazastrei-
fen nicht.

Palistinensische Fliichtlinge

Die Frage der palistinensischen Fliichtlinge trat auf der
Agenda der polnischen AufSenpolitik tiberhaupt nicht in
Erscheinung. Es ldsst sich spekulieren, dass Polen der
von der EU unterstiitzten Forderung des Rechtes auf
Riickkehr zustimmt, obgleich diese Haltung nie offi-
ziell herausgestellt wird.

Im Zusammenhang mit den Fliichtlingen lassen sich
nur Informationen iiber die polnische Unterstiitzung
fiir das Hilfswerk der Vereinten Nationen fiir Palistina-
Fliichtlinge im Nahen Osten (UNWRA) im Bereich
Bildung, Gesundheitsversorgung und humanitire Hilfe
finden, die 2006 begann. Auf den Internetseiten der
Regierung wird mitgeteilt, dass Warschau bis zum Jahr
2021 knapp 19 Mio. Zloty (ca. 4,43 Mio. Euro) dafiir
gegeben hat.

Weitere Informationen zum UNWRA datieren vom
Januar 2024. Nach Medienberichten iiber eine Zusam-
menarbeit zwischen Mitarbeitern der Organisation und
der Hamas hat sich Polen im Gegensatz zu anderen Staa-
ten nicht entschieden, seine Unterstiitzung fiir das Hilfs-
werk einzustellen, da es »auf das Ergebnis der interna-
tionalen Untersuchung warten wird.«

Empfehlungen
Ein deutlicheres Interesse an dem Konflikt. Die rela-
tiv guten und ausgewogenen Kontakte sowohl mit Israel
als auch mit Palistina kénnten die Grundlage sein, um
einen Raum fiir den Dialog mit den Streitparteien zu
schaffen. Polen konnte als Mediator gute Dienste leis-
ten. Ein solcher Versuch wiirde mit Sicherheit das posi-
tive Image Polens stirken, und das nicht nur im Nahen
Osten. Er wiirde aber auch ein stirkeres Interesse der
polnischen Diplomatie an den Problemen der Region
erfordern. Eine grundsitzliche Frage scheint hier zu sein,
ob die polnische Regierung, die auf den Krieg in der
Ukraine konzentriert ist, die Kapazititen hat, Hilfe bei
der Losung der Probleme jenes Teils der Welt zu leisten.

Fast paradox scheint es, dass die Entfernung Polens
vom Geschehen jedoch seine Wahl als méglichen Ver-
handlungsort begiinstigt. Es gab bereits entsprechende
Vorschlige. Anfang der 2000er Jahre signalisierte die
Politik die Bereitschaft, Hilfe bei der Lésung des Kon-
fliktes zu leisten. Der damalige Prisident Alexander
Kwasniewski teilte dem israelischen Prisidenten Moshe
Kac wihrend seines Besuches in Polen (2003) die Bereit-
schaft mit, am Friedensprozess mitzuwirken, wenn die
Beteiligten daran interessiert seien.

In gewisser Weise wurde die Idee, als Begegnungs-
ort zu fungieren, im Laufe des Krieges zwischen Israel

und der Hamas schon umgesetzt. Im Dezember 2023
trafen sich in Warschau der Chef des CIA, William
Burns, der Ministerprisident von Katar, Mohammed
bin Abdulrahman Al Thani, und der Chef des israe-
lischen Auslandsgeheimdienstes. Ziel ihrer Gespriche
soll die Freilassung weiterer israelischer Geiseln sowie
die Einfithrung eines Waffenstillstands gewesen sein.
Einwirkung auf die Politik der Europiischen
Union. Auflerdem sollte Polen versuchen, die Hand-
lungsrichtung der EU mitzubestimmen. Erstens durch
konsequente Unterstiiczung des Friedensprozesses. Zwei-
tens sollte Polen auf die Ausarbeitung einer kohirenten
Politik in der EU und die Annahme eines Bedingungs-
prinzips hinwirken. Dieses wiirde auf realer Unterstiit-
zung fiir Israel beruhen und auf dem Angebot, ihm
(eine Art) Sicherheitsgarantie zu geben sowie auf einer
Offnung hin zu einer immer engeren Zusammenar-
beit z. B. im Bereich der Wirtschaft — im Gegenzug fiir
Fortschritte bei der Umsetzung von Mafinahmen, die
der Entwicklung des Friedensprozesses dienen. Dieses
Prinzip kénnte auch den Palistinensern angetragen wer-
den. Die Europiische Union sollte die Verteilung finan-
zieller Unterstiitzung engmaschiger iiberpriifen. Deren
Ausmaf sollte aufSerdem abhiingig vom effektiven und
angemessenen Nutzen sein. Auch sollte die Moglichkeit,
finanzielle Unterstiitzung zielgerichtet fiir konkrete Pro-
jekte zuzuteilen, ernsthaft in Betracht gezogen werden.
Dies wiirde den effektiveren Einsatz der Mittel ermogli-
chen und es erleichtern, ihre Verwendung zu evaluieren.
Eine weitere Richtung, in der Warschau aktiv wer-
den kann, wire, eine gemeinsame Position der EU zur
aktuellen heiflen Phase des Konfliktes zu entwickeln.
Die Koordinierung der Positionen der einzelnen EU-
Mitgliedsstaaten ist keine einfache Aufgabe, sie ist aber
auch nicht unméglich. In den wichtigsten Fragen und
grundsitzlichen Lésungsansitzen des israelisch-palis-
tinensischen Konfliktes (die Entstehung eines palis-
tinensischen Staates, die Ablehnung von Gewalt, der
Stopp des jiidischen Siedlungsbaus) haben die EU-Staa-
ten ihnliche Positionen. Bei anderen Themen verhilt es
sich jedoch anders. Manche Staaten stellen sich auf die
Seite Israels (z. B. Deutschland und Tschechien), andere
unterstiitzen die Palistinenser (z. B. Irland). Hier eine
gemeinsame Haltung der EU fiir eine weitere Phase des
Konfliktes zu erarbeiten, kann problematisch werden.
Dennoch sollte der Versuch unternommen werden und
Polen hat dazu eine aussichtsreiche Gelegenheit, da es in der
ersten Jahreshilfte 2025 die EU-Ratsprisidentschaft iiber-
nimmt. Die Erarbeitung einer gemeinsamen Position zum
israelisch-palistinensischen Konflikt kdnnte in die Agenda
der polnischen Prisidentschaft aufgenommen werden.
Friedenseinsitze. Eine weitere Handlungsoption der
polnischen Diplomatie wire, in allen internationalen Foren
fiir die Notwendigkeit zu werben, eine Form von Friedens-
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kriften einzusetzen, welche die Konfliktparteien wirk-
sam auseinanderbringen und zur Deeskalation beitragen.
Polen kénnte sich hier mit seinen Erfahrungen bei UN-
Friedensmissionen (u. a. im Nahen Osten) aktiv beteiligen.

Humanitire Hilfe und Entwicklungshilfe fiir Palis-
tina. Polen sollte sich so viel wie méglich bei humanitiren
Mafinahmen und Hilfsmafinahmen engagieren. Seit 2005
leistet Polen Entwicklungshilfe an Palistina in Form von
technischer Hilfe, Lieferung von Waren, Geriten, Mate-
rial, Dienstleistungen und Stipendien. Der Gesamtwert
der Hilfe belief sich im Zeitraum von 2005 bis 2016 auf
mehrals 25 Mio. Zloty (ca. 5,83 Mio. Euro). Des Weiteren
hilft die polnische Regierung bei der Realisierung konkre-
ter Projekte (z. B. Erhaltung der Geburtskirche in Beth-
lehem, Unterstiitzung des Waisenhauses Home of Peace).

Hilfe fiir die Palistinenser haben auch polnische
Nichtregierungsorganisationen (z. B. Polska Akcja
Humanitarna) sowie die katholische Kirche (Caritas Pol-
ska, der polnische Zweig von »Kirche in Not«) geleistet.
Es bestehen auflerdem Kooperationen auf kommunaler
Ebene. Tschenstochau (Czestochowa) pflegt eine Stidte-
partnerschaft mit Bethlehem und Ketrzyn mit Jericho.

Uber den Autor

Diese Form der Zusammenarbeit sollte aktiv blei-
ben. Entwicklungshilfe und humanitire Hilfe sind in
der gegenwirtigen Situation unerlisslich und sind zudem
nicht kontrovers. Gleichzeitig, was jedoch nicht der wich-
tigste Aspekt ist, baut sich der Geber international ein
positives Image auf. Das einzige Minus, das die Umset-
zung dieser Art Projekte erschwert, ist, dass auf palisti-
nensischer Seite glaubwiirdige und ehrliche Partner fehlen.

Intensivierung der wirtschaftlichen Kontakte und
Entwicklung des Tourismus. Das Ansehen Polens in
der Region ldsst sich auch durch die Intensivierung der
wirtschaftlichen Kontakte und die Entwicklung des
Tourismus stirken. Hohere Handelsumsitze erhéhen
die Artraktivitit Polens und lassen hoffen, dass Polen
groflere Einflussmoglichkeiten auf die beiden Konflikt-
parteien erlangt. Dariiber hinaus kann die Intensivie-
rung des Tourismus die wirtschaftliche Situation der
palistinensischen Familien messbar verbessern, indem
sie Dienstleistungen fiir Touristen und Pilger anbieten.

Ubersetzung aus dem Polnischen: Silke Plate

Prof. Dr. Marcin Szydzisz, Politologe und Historiker, hat eine Professur am Institut fiir internationale Studien und
Sicherheit der Universitit Wroclaw, Breslau (Instytut Studiéw Migdzynarodowych i Bezpieczeistwa, Uniwersytet
Wroctawski, Wroctaw) inne. Seine Forschungsschwerpunkte sind der Nahe Osten, insbesondere Israel und Paldstina,
und die polnische Auflenpolitik sowie nationale Minderheiten in Polen und Europa.

DOKUMENTATION

Biographische Beziehungen israelischer Ministerprisidenten zu Polen

Ministerprasident Israels, Amtszeit

David Ben-Gurion, 1948-1954, 1963 | Geb. 1886 in Ptonsk, Kongresspolen; wanderte 1906 nach Palastina aus

Menachem Begin, 1977-1983

Geb. 1913 in Brest (damals Russland), wurde 1939 Chef der polnischen Betar (zio-
nistische Jugendorganisation), inhaftiert im russischen Straflager Workuta, 1941 als
polnischer Staatsbiirger freigelassen, bis 1942 Angehoriger der Polnischen Armee in
der Sowjetunion unter General Anders (in Iran und Pal3stina)

Jitzchak Schamir, 1983-1984,

Geb. 1915 in R6zana (bei Grodno, damals Russland), Abitur in Biatystok, Jurastudium

1986-1992 in Warschau; wanderte 1935 nach Palastina aus

Schimon Peres, 1984-1986, Geb. 1923 in Wiszniew, damals Ostpolen; wanderte 1934 nach Palastina aus
1995-1996

Benjamin Netanjahu, 1996-1999, Geb. 1949 in Tel Aviv, Sohn von Benzion Netanjahu, der 1910 in Warschau geboren
2009-2021, erneut seit 2022 wurde

Ehud Barak, 1999-2001

Geb. 1942 im Kibbuz Mischmar haScharon als Sohn einer polnischen Einwandererfamilie

Quelle: Wikipedia
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UMFRAGEN

Die Einstellungen der polnischen Bevélkerung zum
israelisch-palastinensischen Konflikt

Grafik 1:  Gefihrdet der israelisch-paldstinensische Konflikt die globale Sicherheit? (%)
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Quelle: CBOS: Komunikat z badar Nr. 153/2023: Opinie Polakéw o konflikcie izraelsko-palestyriskim [Meinungen der Polen zum israelisch-paldstinensi-
schen Konflikt]. Warszawa 12/2023. www.cbos.pl

Grafik2:  Mit welcher Seite des israelisch-paldstinensischen Konfliktes sympathisieren Sie mehr? (%)
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Quelle: CBOS: Komunikat z badan Nr. 153/2023: Opinie Polakéw o konflikcie izraelsko-palestyriskim [Meinungen der Polen zum israelisch-paldstinensi-
schen Konflikt]. Warszawa 12/2023. www.cbos.pl
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05. — 18. Mirz 2024

05.03.2024

Verteidigungsminister Whadystaw Kosiniak-Kamysz besucht in Korzeniowo (Woiwodschaft Pommern/woje-
wodztwo pomorskie) die Militiriibung Dragon 24, die im Rahmen des NATO-Manévers Steadfast Defender
24 mit ca. 90.000 Soldaten aus allen NATO-Mitgliedsstaaten und Schweden stattfindet. Bei Steadfast Defen-
der 24 wird die Verteidigung gegen einen Angriff Russlands simuliert. An Dragon 24 nehmen 15.000 Solda-
ten der polnischen Streitkrifte und insgesamt 20.000 Soldaten, darunter aus Deutschland, teil. Geilibt wird
die Uberquerung der Weichsel.

06.03.2024

In Warschau protestieren nach Angaben der Polizei ca. 30.000 Bauern gegen die EU-Landwirtschaftspolitik
und den Green Deal sowie gegen den erleichterten Import von landwirtschaftlichen Produkten und Lebensmit-
teln aus der Ukraine in die EU, insbesondere Polen. Die erleichterte Einfuhr war infolge des russischen Krie-
ges gegen die Ukraine von der EU beschlossen worden und hat negative Folgen fiir die polnischen Landwirte.
Wihrend des Protestes kommt es zu Ausschreitungen gegen die Polizei und werden EU-Fahnen verbrannt.
Ministerprisident Donald Tusk bietet Bauernvertretern einen Gesprichstermin in drei Tagen an.

07.03.2024

Innenminister Marcin Kierwinski teilt mit, dass bei den Ausschreitungen wihrend der Bauernproteste am Vor-
tag in Warschau 14 Polizisten verletzt und 55 Personen festgenommen wurden. Die Ausschreitungen gegen die
Polizei seien von Provokateuren und Hooligans ausgegangen.

07.03.2024

Der Sejm beschlief§t mit 435 Stimmen bei fiinf Gegenstimmen die Aussetzung des Vertrages iiber Konventio-
nelle Streitkrifte in Europa (KSE-Vertrag), der 1990 von den damaligen Mitgliedsstaaten der NATO und des
Warschauer Paktes unterzeichnet worden war. Der Vertrag legt Obergrenzen fiir die Anzahl schwerer Waffen-
systeme fest, die in Europa bis zum Ural stationiert werden diirfen. Der russische Prisident Wladimir Putin
teilte im November 2023 mit, dass Russland den Vertrag aufgekiindigt hat, daraufhin beschlossen die NATO-
Mitgliedsstaaten, den Vertrag auszusetzen.

08.03.2024

Nach aktuellen Angaben von Eurostat betrug die Arbeitslosenquote im Januar 2024 in Polen 2,9 %. Eine
niedrigere Quote in der Europidischen Union hatte nur Malta mit 2,6 %. Der EU-Durchschnitt lag bei 6 %
(Deutschland: 3,1 %); die Arbeitslosenquote in der Eurozone betrug durchschnittlich 6,4 %.

09.03.2024

Ministerprisident Donald Tusk trifft sich mit Vertretern der seit mehreren Wochen protestierenden Bauern.
Die Proteste richten sich gegen Auflagen der EU-Agrarpolitik sowie gegen die Einfuhr ukrainischer landwirt-
schaftlicher Produkte und Lebensmittel zu erleichterten Bedingungen. Tusk stellt ein Hilfsprogramm des Land-
wirtschaftsministeriums fiir die Bauern in Aussicht, das den Getreideiiberschuss infolge des Imports aus der
Ukraine reduzieren soll. Weiter sagt er zu, sich bei der Europiischen Kommission fiir eine Abmilderung der
Vorschriften des Green Deal einzusetzen.

11.03.2024

Wihrend seines Besuchs in den USA hilt Prisident Andrzej Duda eine Rede aus Anlass des 25. Jahrestages
des Beitritts Polens zur NATO. Der Beitritt sei eine der grofiten Errungenschaften in der neuesten polnischen
Geschichte. Der Krieg Russlands gegen die Ukraine zeige, dass die NATO-Staaten ihre Armeen modernisie-
ren und verstirken miissen. Duda schligt vor, dass die NATO-Mitgliedslinder ihre Verteidigungsausgaben
von zwei auf drei Prozent ihres Bruttoinlandsprodukts anheben.

12.03.2024

Ministerprisident Donald Tusk und Prisident Andrzej Duda werden in Washington von US-Prisident Joe
Biden empfangen. Bekriftigt wird die solidarische militirische, finanzielle und humanitire Unterstiitzung fiir
die Ukraine, gegen die Russland seit mehr als zwei Jahren Krieg fiihrt. Die USA stellen Polen einen Kredit
tiber 2 Mrd. US-Dollar fiir den Kauf von 96 Apache Kampfhubschraubern in Aussicht. Sie sollen der Siche-
rung der NATO-Ostflanke dienen.

13.03.2024

Das Auflenministerium gibt die Entscheidung von Auflenminister Radostaw Sikorski bekannt, einen Perso-
nalwechsel in den Auslandsvertretungen der Republik Polen durchzufiihren. Es sollen mehr als 50 amtierende
Botschafter ausgetauscht sowie mehrere unter der Vorgingerregierung von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i
Sprawiedliwo$¢ — PiS) eingereichte Kandidaturen zuriickgewiesen werden. Die Regierung, die die Verantwor-
tung fiir die Auflenpolitik trage, halte den Austausch in den Vertretungen fiir notwendig. Er diene dem bes-
seren und professionellen Umgang mit den groflen Herausforderungen der polnischen Auflenpolitik, heifit es
in der Erklirung.
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15.03.2024

In Berlin empfingt Bundeskanzler Olaf Scholz seine Amtskollegen des »Weimarer Dreiecks« (Deutschland,
Frankreich, Polen), Emanuel Macron und Donald Tusk. Scholz betont die Einheit der drei Linder bei der Unter-
stiitzung der Ukraine, die sich im Kampf gegen den Angreifer Russland befindet. Sie hitten bei dem Treffen ver-
einbart, Waffen fir die Ukraine auf dem Weltmarkt zu kaufen, auflerdem solle die Riistungsproduktion zusam-
men mit der Ukraine ausgebaut werden und im Rahmen des die Ukraine unterstiitzenden Ramstein-Formats
werde sich eine Kompetenzkoalition fiir Langstreckenraketen bilden. Tusk unterstreicht, dass das Tempo der
militirischen und finanziellen Unterstiitzung fiir die Ukraine nicht langsamer werden diirfe. Macron betont
ebenfalls die Entschlossenheit der drei Linder, die Ukraine so lang wie erforderlich gegen Russland zu unter-
stiitzen, wobei keine Initiativen unternommen werden wiirden, die zu einer Eskalation fithren konnten.

17.03.2024

Polnische Bauern blockieren die Autobahn 2 am deutsch-polnischen Grenziibergang in Swiecko (Woiwod-
schaft Lebuser Land/wojewddztwo lubuskie). Der Protest richtet sich gegen Umweltauflagen der Europiischen
Union fiir die Landwirtschaft und gegen die Einfuhr von landwirtschaftlichen Produkten aus der Ukraine.
Die Blockade soll vier Tage dauern.

18.03.2024

Verteidigungsminister Whadyslaw Kosiniak-Kamysz empfingt in Warschau seinen deutschen Amtskolle-
gen Boris Pistorius. Nach dem Treffen kiindigt Kosiniak-Kamysz an, dass beide Linder ab Juli dieses Jahres
jeweils 2.500 Soldaten fiir eine schnelle Einsatztruppe in Europa zur Verfiigung stellen werden. Pistorius lobt
Polen als extrem wichtigen Partner und Freund sowie als zentralen Partner fiir die Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik Ostmitteleuropas. Pistorius distanziert sich von Auferungen des SPD-Fraktionsvorsitzenden Rolf
Miitzenich. Dieser hat unlidngst von einem Einfrieren des von Russland ausgehenden Krieges in der Ukraine
gesprochen. Pistorius sagt, ein solcher Schritt wiirde am Ende nur Russlands Prisident Wladimir Putin hel-
fen. Auch Kosiniak-Kamysz hilt die Idee fiir gefihrlich; Polen ziche sie nicht in Betracht. Polen erwige zur-
zeit auch nicht, Truppen in die Ukraine zu entsenden. Eine solche Denkoption hat der franzdsische Prisident
Emanuel Macron vor einigen Tagen geduflert. Dennoch diirfe man sich nicht an den Krieg in der Ukraine als
Normalitit gewShnen.

Sie konnen die gesamte Chronik seit 2007 auch auf http://www.laender-analysen.de/polen/ unter dem Link » Chronik« lesen.



http://www.laender-analysen.de/polen/

Polen-Analysen Nr. 326, 19.03.2024 13

UBER DIE POLEN-ANALYSEN

Die Polen-Analysen erscheinen zweimal monatlich als E-Mail-Dienst. Sie werden gemeinsam vom Deutschen Polen-
Institut Darmstadt, der Forschungsstelle Osteuropa an der Universitit Bremen und weiteren Partnern eines Kon-
sortiums (siche Titelseite) herausgegeben.

Ein Archiv der Polen-Analysen finden Sie im Internet unter www.laender-analysen.de/polen

Kostenloses Abonnement unter http://www.deutsches-polen-institut.de/Newsletter/subscribe.php

Diese Analysen finden Sie online als Lizenzausgabe auf

bpb.de

.
9.

Bundeszentrale fir
politische Bildung

Deutsches Polen-Institut Darmstadt (www.deutsches-polen-institut.de)

Das seit 1980 titige Deutsche Polen-Institut Darmstadt (DPI) ist ein Forschungs-, Informations- und Veranstaltungszentrum fiir
polnische Kultur, Geschichte, Politik, Gesellschaft und die deutsch-polnischen Beziehungen, die sich im Kontext der europiischen
Integration entwickeln. Institutionelle Triger des DPI sind das Land Hessen, die Kultusminister der Linder, das Auswirtige Amt
und die Wissenschaftsstadt Darmstadt. Einen wesentlichen Beitrag zur Verwirklichung der Institutsziele leisten private Stiftungen.
Ziel der Vermittlertitigkeit des DPI ist es, »die zu interessieren, auf die es politisch, wirtschaftlich, gesellschaftlich und kulturell im
deutsch-polnischen Verhilenis ankommt« (Leitlinien 1997). Es geht um die Entscheider und Multiplikatoren in Politik, Kultur,
Bildung, Verwaltung, Medien und Wirtschaft. Das DPI versteht sich in Kooperation mit den Orten wissenschaftlicher Polen-Kom-
petenz an deutschen Hochschulen und Forschungsinstituten als verbindendes und vernetzendes Zentrum. Mit der 70.000 Binde
zihlenden multidisziplindren Fachbibliothek fiir Polen, die eine cinzigartige Sammlung polnischer Belletristik in der Original-
sprache und in deutscher Ubersetzung umfasst, ist das DPI ein geschitzter Ort der Recherche und des wissenschaftlichen Arbeitens.

Forschungsstelle Osteuropa an der Universitit Bremen (www.forschungsstelle.uni-bremen.de)

1982 gegriindet, widmet sich die Forschungsstelle Osteuropa an der Universitit Bremen der interdiszipliniren Analyse der Linder
Ost- und Ostmitteleuropas in Zeitgeschichte und Gegenwart. Der Forschungsschwerpunke liegt dabei auf der Rolle von »Dissens
und Konsens«, von Opposition und Zivilgesellschaft in ihrem historischen, politischen, gesellschaftlichen und kulturellen Kontext.
Die Forschungsstelle besitzt in ihrem Archiv eine einzigartige Sammlung alternativer Kulturgiiter und unabhingiger Texte aus
den ehemaligen sozialistischen Lindern. Darunter befindet sich auch eine umfangreiche Sammlung des »Zweiten Umlaufs«, die
das Schrifttum und Dokumente unabhingiger Initiativen und gesellschaftlicher Gruppen in Polen aus der Zeit von 1976 bis zum
Umbruch umfasst. Hinzu kommt eine umfangreiche Bibliothek mit wissenschaftlicher Literatur. Mit Archiv, Bibliothek und zwei
wissenschaftlichen Abteilungen ist die Forschungsstelle auch eine Anlaufstelle sowohl fiir Gastwissenschaftler als auch fiir die in-
teressierte Offentlichkeit.

Eine der Hauptaufgaben der Forschungsstelle ist die Information der interessierten Offentlichkeit. Dazu gehéren unter anderem
regelmiBlige E-Mail-Informationsdienste fiir Politik, Wirtschaft, Zivilgesellschaft und Medien.

Herausgeber:
Deutsches Polen-Institut, Deutsche Gesellschaft fiir Osteuropakunde e.V., Forschungsstelle Osteuropa an der Universitat Bremen, Leibniz-Institut fiir Agrarentwicklung in
Transformationsdkonomien, Leibniz-Institut fir Ost- und Siidosteuropaforschung, Zentrum fiir Osteuropa- und internationale Studien (Z0iS) gGmbH

Redaktion:
Dr. Andrzej Kaluza (verantwortlich) (Darmstadt) und Dr. Silke Plate (Bremen)
Satz: Matthias Neumann

Wissenschaftlicher Beirat:
Prof. Dr. Stefan Garsztecki, Technische Universitat Chemnitz
Dr. Agnieszka tada-Konefat, Deutsches Polen-Institut, Darmstadt
Prof. Dr. Klaus Ziemer, Kardinal-Stefan-Wyszyrski-Universitét Warschau

Die Meinungen, die in den Polen-Analysen geauBert werden, geben ausschlieBlich die Auffassung der Autoren wieder.
Abdruck und sonstige publizistische Nutzung sind nach Riicksprache mit der Redaktion gestattet.
Alle Ausgaben der Polen-Analysen sind mit Themen- und Autorenindex archiviert unter www.laender-analysen.de
ISSN 1863-9712 © 2024 by Deutsches Polen-Institut, Deutsche Gesellschaft fiir Osteuropakunde e V., Forschungsstelle Osteuropa an der Universitdt Bremen, Leibniz-Institut fiir Agrarentwicklung in
Transformationsdkonomien, Leibniz-Institut fiir Ost- und Stidosteuropaforschung, Zentrum fiir Osteuropa- und internationale Studien (Z0iS) gGmbH
Kontakt: Dr. Andrzej Kaluza, Deutsches Polen-Institut, Residenzschloss 1,64283 Darmstadt,
Tel.: +-49/6151/4202-20, Fax: +-49/6151/4202-10, E-Mail: kaluza@dpi-da.de, Internet: www.laender-analysen.de/polen


http://bpb.de
http://www.deutsches-polen-institut.de
http://www.forschungsstelle.uni-bremen.de

LANDER-ANALYSEN

ukrainian

digest|

Belarus-Analysen Polen-Analysen Russland-Analysen Ukraine-Analysen Zentralasien-Analysen
DEUTSCHES C) ZOIS
POLEN Forschungsstelle -
INSTITUT Osteuropa

00 Kostenlose E-Mail-Dienste:
O] Lander-Analysen

Die Linder-Analysen bieten regelmiflig im kostenlosen Abonnement kompetente Einschitzungen aktueller politischer,
wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Entwicklungen in Ostmitteleuropa, Osteuropa und Zentralasien. Alle Linder-
Analysen verstehen sich als Teil eines gemeinsamen Projektes, das der wissenschaftlich fundierten, allgemeinverstindlich
formulierten Analyse der Entwicklungen im 8stlichen Europa, der Offenheit fiir verschiedene inhaltliche Positionen und
der kostenlosen und nicht-kommerziellen Information einer breit verstandenen interessierten Offentlichkeit verpflichtet
ist. Autor/innen sind internationale Fachwissenschaftler/innen und Expert/innen. Die Redaktionen der Linder-Analysen
bestehen aus Wissenschaftler/innen mit langjihriger Forschungserfahrung.

Die deutschsprachigen Linder-Analysen werden gemeinsam von der Forschungsstelle Osteuropa an der Universitit Bre-
men, dem Zentrum fiir Osteuropa- und internationale Studien, der Deutschen Gesellschaft fiir Osteuropakunde, dem
Deutschen Polen-Institut, dem Leibniz-Institut fiir Agrarentwicklung in Transformationsékonomien und dem Leibniz-In-
stitut fiir Ost- und Stidosteuropaforschung herausgegeben. Die englischsprachigen Lander-Analysen erscheinen in Koope-
ration der Forschungsstelle Osteuropa mit dem Center for Security Studies (CSS) der ETH Ziirich.

Die Linder-Analysen bieten regelmiflig Kurzanalysen zu aktuellen Themen, erginzt um Grafiken und Tabellen sowie
Dokumentationen. Zusitzlich gibt es eine Chronik aktueller Ereignisse.

Belarus-Analysen
Die Belarus-Analysen erscheinen fiinf bis sechs Mal pro Jahr.
Abonnement unter: http://www.laender-analysen.de/belarus/

Caucasus Analytical Digest
In englischer Sprache. Erscheinungsweise: zweimonatlich
Abonnement unter: http://www.css.ethz.ch/en/publications/cad.html

Polen-Analysen
Die Polen-Analysen erscheinen mit Ausnahme einer Sommerpause an jedem ersten und dritten Mittwoch im Monat.
Abonnement unter: http://www.deutsches-polen-institut.de/newsletter/polen-analysen/

Russland-Analysen
Die Russland-Analysen erscheinen mit Ausnahme einer Sommerpause ein bis zwei Mal pro Monat.
Abonnement unter: http://www.laender-analysen.de/russland/

Russian Analytical Digest
In englischer Sprache. Erscheinungsweise: zweimal monatlich
Abonnement unter: http://www.css.ethz.ch/en/publications/rad.html

Ukraine-Analysen
Die Ukraine-Analysen erscheinen mit Ausnahme einer Sommerpause ein bis zwei Mal pro Monat.
Abonnement unter: http://www.laender-analysen.de/ukraine/

Ukrainian Analytical Digest
In englischer Sprache. Erscheinungsweise: zweimonatlich
Abonnement unter: http://www.css.ethz.ch/en/publications/uad.html

Zentralasien-Analysen
Die Zentralasien-Analysen erscheinen sechs Mal pro Jahr.
Abonnement unter: http://www.laender-analysen.de/zentralasien/



http://www.laender-analysen.de/belarus/
http://www.css.ethz.ch/en/publications/cad.html
http://www.deutsches-polen-institut.de/newsletter/polen-analysen/
http://www.laender-analysen.de/russland/
http://www.css.ethz.ch/en/publications/rad.html
http://www.laender-analysen.de/ukraine/
http://www.css.ethz.ch/en/publications/uad.html
http://www.laender-analysen.de/zentralasien/
http://www.css.ethz.ch/
https://www.dgo-online.org/
http://www.deutsches-polen-institut.de/
https://www.iamo.de/
https://www.ios-regensburg.de/
http://www.zois-berlin.de/
https://www.forschungsstelle.uni-bremen.de/
http://www.laender-analysen.de/
http://www.laender-analysen.de/

	_GoBack
	Analyse
	Die Haltung Polens zum israelisch-palästinensischen Konflikt
	Marcin Szydzisz, Universität Wroclaw, Breslau

	Dokumentation
	Biographische Beziehungen israelischer Ministerpräsidenten zu Polen

	Umfragen
	Die Einstellungen der polnischen Bevölkerung zum israelisch-palästinensischen Konflikt

	Chronik
	05. – 18. März 2024 


